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Willy mag die Rundschau
„Seit einer Woche bekomme ich die FR. Wie Sie sehen, gibt es ein
großes Handycap, wenn ich im Freien lesen möchte. Mein Kater
Willy ist auch ganz scharf auf die Rundschau, und ich komme
kaum dazu, Ihre sehr interessant ausgewählten und gut recher-
chierten Artikel zu lesen. Vielleicht haben Sie eine Idee, wie ich
ihm deutlich machen kann, dass Pressefreiheit auch bedeutet,
das Geschriebene lesen zu dürfen?“ Klaus Ewald, Aurich

Signal gegen Humanität
„Geordnete-Rückkehr“-Gesetz: „Nicht mehr zu toppen“, FR-Leserforum vom 19.6.

Wir sind weit gekommen in die-
ser Republik. In Kassel feiern
Rechtsextreme den Mord am Re-
gierungspräsidenten, und in Ber-
lin beschließt der Bundestag
mehrheitlich das sogenannte Ge-
ordnete-Rückkehr-Gesetz, durch
das zusätzliche Schikanen gegen
Asylbewerber geschaffen werden
und Geflüchtete von der Politik
und der Öffentlichkeit kriminali-
siert werden. Schikanen werden
durch Gesetz für rechtens erklärt,
und diejenigen, die ihr Men-
schenrecht auf Asyl einfordern,
werden mit Restriktionen belegt.
Ebenso diejenigen, die sich für
Asylbewerberinnen und Asylbe-
werber einsetzen. Leider haben
die Sozialdemokraten mehrheit-
lich bei nur acht Verweigerern
diesen Neuregelungen zuge-
stimmt.

Die SPD macht nach der ers-
ten Asylrechtsänderung im Jahr
1993 nun schon zum zweiten Mal
die faktische Abschaffung eines
Menschenrechtes mit, des Asyl-
rechtes, und nur acht sozialdemo-
kratische Parlamentarier stim-
men gegen die inhumanen Rege-
lungen. Damals war ich aus der
SPD wegen dieses Kulturbruchs
ausgetreten. Ich bin im vergange-
nen Jahr wieder in diese Partei
eingetreten, weil ich das Bollwerk
gegen Rechts, als das Martin
Schulz damals die SPD charakte-
risierte, unterstützen wollte. Ich
werde diesmal die Partei nicht
wieder verlassen, sondern mich
in der für sie schwierigsten Situa-
tion in ihrer Nachkriegsgeschich-
te dafür einsetzen, dass sie nicht
den dänischen Sozialdemokraten
mit ihrem harten und abweisen-

den Kurs gegen Geflüchtete folgen
wird.

Die Sozialdemokratie verrät
ihre eigene Geschichte und Tradi-
tion, wenn sie Front gegen Min-
derheiten macht und am Beispiel
Asyl ihrer internationalistischen
Geschichte untreu wird. Es geht
um Menschen und deren Wohler-
gehen, ja um deren Existenz, die
die Mütter und Väter des Grund-
gesetzes unter den besonderen
Schutz des Staates gestellt haben.
Die Demokratie stirbt scheib-
chenweise, der Abbau geschieht
schleichend. Am Beispiel von
Minderheiten und ihren Rechten
wird das deutlich. Ich kann die
Sozialdemokratie nur davor war-
nen, diesen Abbau mitzumachen
und gegen ihren Grundwert Soli-
darität zu verstoßen. Es ist sowohl
ein Verstoß gegen die Staatsfun-
damentalnorm im Artikel 1, wo-
nach die Würde des Menschen
unantastbar ist, als auch gegen
den Asylrechtsartikel 16, dessen
Rudimente noch in der Verfas-
sung stehen, wenn Menschen
jetzt einfacher ins Ungewisse, wo-
möglich sogar in den Tod, ge-
schickt und in der Bundesrepu-
blik mit Straftätern in Gefängnis-
se geworfen werden können.

Als Sozialdemokrat möchte
ich mich bei den acht Abgeordne-
ten meiner Partei bedanken, die
die diskriminierenden Regelun-
gen abgelehnt haben. Die Asylpo-
litik weist auf den Zustand der
SPD hin, denn die erste Änderung
des Asylrechtes im Jahr 1993 war
das Signal für eine Verschärfung
des Asylrechts generell und damit
gegen Humanität.

Manfred Kirsch, Neuwied

Die Zukunft
der anderen
Zu: „Wirbel um Attacke auf die Grünen“,
FR-Politik vom 15. Juni

Thorsten Schäfer-Gümbel schießt
mit seiner Argumentation leider
ein klassisches Eigentor, das ein-
mal mehr zeigt, wie dringend die
SPD wirklich eine programmati-
sche Erneuerung benötigt.
Schließlich handelt es sich beim
Klimaschutz um kein isoliertes
Thema, da die jungen Menschen,
die hierfür jeden Freitag auf die
Straße gehen, vor allem das über-
geordnete und sehr nachvollzieh-
bare Motiv antreibt, dass die älte-
re Generation kein Recht darauf
hat, mit ihrem egoistischen Le-
bensstil die Zukunft von anderen
zu zerstören.

Zudem liegen die Grünen mit
ihrer momentanen Philosophie
auf einer sehr ähnlichen Wellen-
länge wie Willy Brandt zu Beginn
der 1970er Jahre, der damals un-
ter anderem gerade für größere
Metropolen die Bedeutung des
Begriffes der Lebensqualität he-
rausgestellt hat.

Deshalb muss die Berliner
Parteispitze in diesem lange von
ihr vernachlässigten Bereich
dringend ihre Haltung ändern,
zumal die Sozialdemokratie erst
vor wenigen Wochen in ihrer ei-
gentlichen Hochburg Hamburg
die Bezirkswahlen krachend
durch eine Asphalt- und Beton-
offensive verloren hat, die immer
noch stark an ein Denken aus
den 1960er Jahren erinnert, wo
nachhaltige Gesichtspunkte bei
der modernen Stadtplanung
überhaupt keine Rolle gespielt
haben!

Rasmus Ph. Helt, Hamburg

Es geht um die Vormachtstellung im Nahen und Mittleren Osten
Zu: „Trump bezichtigt Iran ohne eindeutige Beweise“, FR-Thema vom 15. Juni

Das gleiche Spielchen wie

damals im Golf von Tonkin?

Die Herren Bolton und Pompeo
sind sich sicher, dass der Iran hin-
ter den Anschlägen auf die Schiffe
im Golf von Oman steckt, können
aber keine Beweise vorlegen. Ir-
gendwie erinnert mich das an die
Zwischenfälle 1964 im Golf von
Tonkin (Nordvietnam), die die
Amerikaner zum Anlass nahmen,
den Vietnam-Krieg auszuweiten
Déjà-vu?

Ich kann mir aber nicht vor-
stellen, dass amerikanische Re-
gierungen seither viel aus dem
Ausgang des Vietnam-Krieges ge-
lernt haben. Versuchen sie nun
das gleiche Spielchen mit dem
Iran? Hans-Peter Werner, Geisenheim

Appeasementpolitik

mit begrenzten Chancen

Ein totalitäres Regime, dass das
freiheitlich-westliche Wertesys-
tem gering achtet, darüber hinaus
seit vielen Jahren nicht müde
wird, das Menschenrechtsland
USA als den „großen Satan“ zu
dämonisieren und regelmäßig da-
mit droht, den Staat Israel von der
Landkarte zu tilgen, dürfte von
den Diplomatie- und Beschwich-
tigungsbemühungen der deut-
schen Bundesregierung nur we-
nig beeindruckt sind.

Außenminister Heiko Maas
führt in diesen Tagen mit seiner
Appeasementpolitik der Weltöf-
fentlichkeit einmal mehr deutlich
vor Augen, dass die Möglichkeiten
der deutschen Außenpolitik in-
zwischen sehr begrenzt sind. Er
gehört offensichtlich zu jenem
Typus von Politikern, die nach in-
nen freiheitliche Werte hochhal-
ten und besonders hohe morali-
sche Ansprüche für politisches
Handeln stellen, nach außen je-
doch nicht bereit sind, für diese
Werte in einem ausreichenden
„Maß“ einzustehen.

Mit seinem iranischen Amts-
kollegen scheint er gut zu harmo-
nieren. Im Rahmen eines Besuchs
rechtfertigte dieser sich Maas ge-
genüber für die Hinrichtung von
Homosexuellen. Maas saß stumm
daneben und sagte – nichts.

Ich persönlich halte es für
schwer vorstellbar, dass die USA
den direkten kriegerischen Kon-
flikt mit dem Iran suchen werden.
Trotz seiner martialischen Äuße-
rungen ist US-Präsident Donald
Trump kein Hasardeur. Ein Bo-
denkrieg gegen den hochgerüste-
ten Iran, der wahrscheinlich
zehntausende Todesopfer unter
den amerikanischen Soldaten for-
dern würde, wäre in dem kriegs-
müden Land selbst innerhalb sei-
ner Anhängerschaft nur schwer
zu vermitteln.

Zudem müssten die USA da-
mit rechnen, dass Russland zu-
gunsten des Iran in eine solche
kriegerische Auseinandersetzung
eingreifen würde, was eine direk-
te Konfrontation der Weltmächte
zur Folge hätte. Es wird jedoch
zum Krieg kommen, denn der
kalte Krieg zwischen den Regio-
nalmächten Iran und Saudi-Ara-
bien wird heiß. Beide Staaten ver-
bindet eine tiefe Feindschaft. Die
politische Landkarte des Nahen
Ostens und darüber hinaus ist
nur im Lichte dieser Feindschaft
zu entziffern, denn bereits jetzt
fechten Iran und Saudi Arabien
überall Stellvertreterkriege aus.
Nun aber dürfte es, logistisch un-
terstützt von Russland und den
USA, zur direkten Konfrontation
kommen. In Wahrheit geht es da-
bei vor allem um die politische
Vormachtstellung im Nahen und
Mittleren Osten.

Ein Krieg zwischen den bei-
den, auch „dank“ deutscher Waf-
fenexporte, hochgerüsteten Staa-
ten und Erdöl-Hauptexportländer
dürfte weltweit zu schweren wirt-
schaftlichen Verwerfungen und
zu massiven Fluchtbewegungen
führen.

Dieser vorgeschobene Glau-
benskrieg erinnert an den Drei-
ßigjährigen Krieg in Europa, dem
sogenannten Glaubenskrieg zwi-
schen der Katholischen Liga und

der Protestantischen Union.
Letztendlich war es ein Kampf
der Kriegsgegner um die Vorherr-
schaft im Heiligen Römischen
Reich.

Der Krieg „im Namen Gottes“
forderte mindestens sechs Millio-
nen Todesopfer und ließ einen
schwer verwüsteten Erdteil zu-
rück.

Kein Gott dieses Universums
aber würde seinen Namen herge-
ben für das Töten von Menschen,
für Hass und Feindseligkeit unter
den Menschen.

Alfred Kastner, Weiden

Die USA sollen endlich

Ruhe geben

Donald Trump wollte Kim Yong
Un noch vor zwei Jahren mit Feu-
er und Zorn vernichten – einen
Mann, der Atombomben hat. Das
hat nicht funktioniert. Nun hält
er sich an den wehrlosen Rohani,
der keine Atombomben hat.

Im Konflikt mit dem Iran
schicken die USA rund 1000 wei-
tere Soldaten in den Nahen Osten.
Sie würden zu „Verteidigungs-
zwecken“ in die Region entsandt,
erklärte der amtierende US-Ver-
teidigungsminister Patrick Shana-
han. Die Maßnahme diene der
„Sicherheit und Gesundheit“ der
dort schon stationierten Truppen.
Shanahan betonte: „Die Vereinig-

ten Staaten streben keinen Kon-
flikt mit dem Iran an!“

Dann sollte Trump seine Sol-
daten schleunigst nach Hause ho-
len! Man könnte sonst auf die
Idee kommen, dass amerikani-
sche Soldaten überall dort sind,
wo wertvolle Rohstoffe in der Er-
de liegen wie Öl im Iran und Uran
in Afghanistan. Prinzip: Wo Ho-
nig ist, da tauchen bald auch Bie-
nen auf!“

Beschreibung des Psychopa-
then: Er ist nicht geisteskrank,
aber auch nicht seelisch gesund.
Er ist ein Mensch, der seinen eige-
nen Minderwertigkeitskomplex
und seine Angst vor einer Nieder-
lage damit kompensiert, dass er
versucht, sich selbst zu erhöhen,
indem er andere erniedrigt. Seine
innere Unsicherheit resultiert
nach außen in Machtgehabe und
Intrigenpolitik.

Weshalb schickt Nato-Europa
nicht endlich einen Sprecher
nach Washington mit der War-
nung: „Wenn Sie nicht endlich
aufhören, die Welt zu schikanie-
ren, dann kündigen wir die Mit-
gliedschaft im nordatlantischen
Bündnis?!“ Die Nato ist ein Mili-
tärbündnis zur Verteidigung! Nie-
mand kann zurzeit behaupten,
dass iranische Streitkräfte Wa-
shington bedrohen! Die USA sol-
len die Welt endlich in Ruhe las-
sen! Otfried Schrot, Ronnenberg


